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Bäuerinnen und Bauern vor Investoren
Jetzt die Bodenmarktpolitik reformieren. Bauernhof in Hamburg muss bleiben

September 2020

Ein Fallbeispiel in Hamburg: Ein Immobilienmarklerpaar verdrängt den jahrzehntelang wirtschaftenden 
Milchhof der Bauernfamilie Jaacks in Hamburg-Rissen, um einen Pferdehof zu eröffnen. Die 
Wirtschaftsbehörde hat dem Immobilienmarkler aufgrund eines 2-seitigen landwirtschaftlichen Konzeptes 
gleichgestellt mit dem Milchbetrieb. Familie Jaacks hat Klage gegen die Entscheidung der Wirtschaftsbehörde
eingelegt. Die Hamburger Politik greift nicht entschieden ein, obwohl nach dem Grundstückverkehrsgesetz 
der aktive Landwirt Vorrang haben sollte etwa vor außerlandwirtschaftlichen Investoren. 

Es ist der Politik von Bund und Ländern längst bekannt, dass das veraltete Grundstücksverkehrsgesetz nicht 
mehr verhindert, dass Bauernland zunehmend von außerlandwirtschaftlichen Investoren aufgekauft wird. 
Deshalb wurde von der Politik in Bund und Ländern 2014 ein wegweisender Bericht zum Bodenmarkt 
herausgegeben1 – aber deren Empfehlungen nicht umgesetzt. 

Jetzt ist die Politik in Hamburg in der Pflicht, für ihre wissentlichen Versäumnisse in der Bodenmarktpolitik 
Verantwortung zu übernehmen. Die aktuelle Corona-Pandemie verdeutlicht die Systemrelevanz der 
Lebensmittelversorgung und die Vorzüge regionaler Versorgungsstrukturen. Ein Pferdehof kann eine 
nachhaltige Weidehaltung nicht ersetzen, die eine Bedeutung für Artenvielfalt und Klimaschutz hat und 
mittels dieser Lebensmittel erzeugt werden. 

Dieses Fallbeispiel zeigt, dass das Grundstücksverkehrsgesetz brüchig ist und auch in Westdeutschland nicht 
mehr verhindern kann, dass zunehmend außerlandwirtschaftliche Investoren den Bäuerinnen und Bauern 
das Land weg kaufen. In Ostdeutschland hat die AbL Thüringen erst kürzlich den Fall aufgedeckt, dass ein 
ehemaliger Bauernpräsident tausende von Hektare Land an eine Aldi-Stiftung verkauft hat.

Die unterzeichnenden Organisationen fordern:  

 die AgrarministerInnen von Bund und Ländern auf, ein neues Grundstücksverkehrsgesetz auf den 
Weg zu bringen, damit Acker- und Weideland in Bauernhand bleiben.

 die Politik in Hamburg auf, sich für den Erhalt dieses Hofes einzusetzen und damit ein deutliches 
Signal für ein agrarpolitisches und gesellschaftliches Umdenken zu setzen. Die Entscheidung der 
Wirtschaftsbehörde muss rückgängig gemacht werden

Hintergründe zum 
Fallbeispiel Westdeutschland
Fallbeispiel Ostdeutschland

1https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_Landwirtschaft/Flaechennutzung-Bodenmarkt/Bodenmarkt-
Abschlussbericht-Bund-Laender-Arbeitsgruppe.pdf;jsessionid=F4C274242FF4589390223498080ABC3D.intranet922?
__blob=publicationFile&v=2

https://www.abl-ev.de/apendix/news/details/?tx_ttnews[tt_news]=3372&cHash=d1f2c162ec3dad10d5b1620f279d527d
https://www.abl-ev.de/apendix/news/details/?tx_ttnews[tt_news]=3102&cHash=3e8cf0822698819701c94fc658601818
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_Landwirtschaft/Flaechennutzung-Bodenmarkt/Bodenmarkt-Abschlussbericht-Bund-Laender-Arbeitsgruppe.pdf;jsessionid=F4C274242FF4589390223498080ABC3D.intranet922?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_Landwirtschaft/Flaechennutzung-Bodenmarkt/Bodenmarkt-Abschlussbericht-Bund-Laender-Arbeitsgruppe.pdf;jsessionid=F4C274242FF4589390223498080ABC3D.intranet922?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_Landwirtschaft/Flaechennutzung-Bodenmarkt/Bodenmarkt-Abschlussbericht-Bund-Laender-Arbeitsgruppe.pdf;jsessionid=F4C274242FF4589390223498080ABC3D.intranet922?__blob=publicationFile&v=2

